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Allgemeine Lieferbedingungen der Firma Nottebohm, Donaueschingen 
zur Verwendung gegenüber Unternehmern   (Stand August 2016) 

 

§1 Allgemeines, Geltungsbereich 

1)  Alle Lieferungen, Leistungen und Angebote des Verkäufers erfolgen ausschließlich aufgrund dieser 

Allgemeinen Lieferbedingungen. Diese sind Bestandteil aller Verträge, die der Verkäufer mit seinen 

Vertragspartnern (nachfolgend auch „Auftraggeber, Besteller “ genannt) über die von ihm angebotenen 

Lieferungen oder Leistungen schließt. Sie gelten auch für alle zukünftigen Lieferungen, Leistungen 

oder Angebote an den Auftraggeber, selbst wenn sie nicht nochmals gesondert vereinbart werden. 

(2)  Geschäftsbedingungen des Auftraggebers oder Dritter finden keine Anwendung, auch wenn der 

Verkäufer ihrer Geltung im Einzelfall nicht gesondert widerspricht. Selbst wenn der Verkäufer auf ein 

Schreiben Bezug nimmt, das Geschäftsbedingungen des Auftraggebers oder eines Dritten enthält 

oder auf solche verweist, liegt darin kein Einverständnis mit der Geltung jener Geschäftsbedingungen. 

Übernimmt der Verkäufer auch noch Montagearbeiten, so gelten zusätzlich dessen Allgemeinen 

Montagebedingungen. 

 

§ 2 Angebote, Angebotsunterlagen, Änderungsvorbehalt 

(1)  Alle Angebote des Verkäufers sind freibleibend und unverbindlich, sofern sie nicht ausdrücklich als 

verbindlich gekennzeichnet sind oder eine bestimmte Annahmefrist enthalten. Bestellungen oder 

Aufträge kann der Verkäufer innerhalb von vierzehn Tagen nach Zugang annehmen. 

(2)  Allein maßgeblich für die Rechtsbeziehungen zwischen Verkäufer und Auftraggeber ist der schriftlich 

geschlossene Kaufvertrag, einschließlich dieser Allgemeinen Lieferbedingungen. Dieser gibt alle 

Abreden zwischen den Vertragsparteien zum Vertragsgegenstand vollständig wieder. Mündliche 

Zusagen des Verkäufers vor Abschluss dieses Vertrages sind rechtlich unverbindlich und mündliche 

Abreden der Vertragsparteien werden durch den schriftlichen Vertrag ersetzt, sofern sich nicht jeweils 

ausdrücklich aus ihnen ergibt, dass sie verbindlich fortgelten. 

(3)  Ergänzungen und Abänderungen der getroffenen Vereinbarungen einschließlich dieser Allgemeinen 

Lieferbedingungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Mit Ausnahme von Geschäftsführern 

oder Prokuristen sind die Mitarbeiter des Verkäufers nicht berechtigt, hiervon abweichende mündliche 

Abreden zu treffen. Zur Wahrung der Schriftform genügt die telekommunikative Übermittlung, 

insbesondere per Telefax oder per E-Mail, sofern die Kopie der unterschriebenen Erklärung übermittelt 

wird. 

4)  Angaben des Verkäufers zum Gegenstand der Lieferung oder Leistung (zB. Gewichte, Maße, 

Gebrauchswerte, Belastbarkeit, Toleranzen und technische Daten) sowie unsere Darstellungen 

desselben (zB. Zeichnungen und Abbildungen) sind nur annähernd maßgeblich, soweit nicht die 

Verwendbarkeit zum vertraglich vorgesehenen Zweck eine genaue Übereinstimmung voraussetzt. Sie 

sind keine garantierten Beschaffenheitsmerkmale, sondern Beschreibungen oder Kennzeichnungen 

der Lieferung oder Leistung. Handelsübliche Abweichungen und Abweichungen, die aufgrund 

rechtlicher Vorschriften erfolgen oder technische Verbesserungen darstellen, sowie die Ersetzung von 

Bauteilen durch gleichwertige Teile sind zulässig, soweit sie die Verwendbarkeit zum vertraglich 

vorgesehenen Zweck nicht beeinträchtigen. 

(5)  Der Verkäufer behält sich das Eigentum oder Urheberrecht an allen von ihm abgegebenen Angeboten 

und Kostenvoranschlägen sowie dem Auftraggeber zur Verfügung gestellten Zeichnungen, 

Abbildungen, Berechnungen, Prospekten, Katalogen, Modellen, Werkzeugen und anderen Unterlagen 

und Hilfsmitteln vor. Der Auftraggeber darf diese Gegenstände ohne ausdrückliche Zustimmung des 

Verkäufers weder als solche noch inhaltlich Dritten zugänglich machen, sie bekannt geben, selbst oder 

durch Dritte nutzen oder vervielfältigen. Er hat auf Verlangen des Verkäufers diese Gegenstände 

vollständig an diesen zurückzugeben und eventuell gefertigte Kopien zu vernichten, wenn sie von ihm 
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im ordnungsgemäßen Geschäftsgang nicht mehr benötigt werden oder wenn Verhandlungen nicht 

zum Abschluss eines Vertrages führen. 

 

§ 3 Preise und Zahlungsbedingungen 

(1)  Sofern sich aus der Auftragsbestätigung nichts anderes ergibt, verstehen sich unsere Preise ab Werk 

einschließlich Verladung im Werk, jedoch ausschließlich Verpackung, Fracht, Überführung, 

Versicherung, Zölle, Montage und der jeweils gültigen gesetzlichen Umsatzsteuer. 

(2)  Für Riemen und Bänder, die mit Vorspannung geliefert werden, gilt die geometrische Betriebslänge als 

Rechnungsgrundlage. 

(3)  Soweit den vereinbarten Preisen die Listenpreise des Verkäufers zugrunde liegen und die Lieferung 

erst mehr als drei  Monate nach Vertragsschluss erfolgen soll, gelten die bei Lieferung gültigen 

Listenpreise des Verkäufers (jeweils abzüglich eines vereinbarten prozentualen oder festen Rabatts). 

(4)  Soweit sich nicht aus der Auftragsbestätigung etwas anderes ergibt, ist der Kaufpreis sofort ohne 

jeden Abzug zur Zahlung fällig. Der Abzug von Skonto bedarf einer besonderen schriftlichen 

Vereinbarung. 

(5)  Soweit keine abweichenden Zahlungsziele vereinbart wurden, tritt Verzug 30 Tage nach 

Rechnungsstellung ein. Verzugszinsen werden mit 9 Prozentpunkten p.a. über dem Basiszinssatz 

berechnet. Die Geltendmachung eines weiteren Schadens ist hierdurch nicht ausgeschlossen. Vor 

Zahlung fälliger Rechnungsbeträge einschließlich Verzugszinsen sind wir zu keiner weiteren Lieferung 

aus irgendeinem laufenden Vertrag mit dem Besteller verpflichtet. 

(6)  Die Annahme von Wechseln und Schecks erfolgt nur nach besonderer Vereinbarung und nur 

zahlungshalber; die Kosten der Diskontierung und der Einziehung trägt der Besteller. Nach Annahme 

der Wechsel sind wir berechtigt, diese zurückzugeben, falls deren Annahme von der 

Landeszentralbank verweigert wird. 

(7) Aufrechnungsrechte stehen dem Besteller nur zu, wenn seine Gegenansprüche rechtskräftig 

festgestellt, unbestritten oder von uns anerkannt sind. Außerdem ist der Besteller zur Ausübung eines 

Zurückbehaltungsrechts nur insoweit befugt, als sein Gegenanspruch auf demselben 

Vertragsverhältnis beruht. Ein Zurückbehaltungsrecht wegen Teilleistungen steht dem Besteller nicht 

zu. 

(8)  Werden uns nach Auftragsannahme Tatsachen bekannt, die begründete Zweifel an der 

Zahlungsfähigkeit des Bestellers aufkommen lassen, so sind wir berechtigt, vor der Lieferung volle 

Zahlung oder entsprechende Sicherheitsleistung zu verlangen bzw. nach erfolgloser Fristsetzung vom 

Vertrag zurückzutreten. Neben bereits eingetretenem Zahlungsverzug gilt als Nachweis einer 

wesentlichen Vermögensverschlechterung eine der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns gemäß 

erteilte Auskunft einer Bank, Auskunftei, eines mit dem Besteller in Geschäftsverbindung stehenden 

Unternehmens oder ähnliches. 

 

§ 4 Lieferzeit, Lieferverzug, Selbstbelieferungsvorbehalt 

(1)  Lieferzeiten verstehen sich als unverbindliche Angaben, soweit nicht ausdrücklich etwas 

Abweichendes vereinbart ist. 

(2)  Lieferfristen beginnen mit dem Datum der Auftragsbestätigung, jedoch nicht vor der rechtzeitigen und 

ordnungsgemäßen Erfüllung der Verpflichtungen des Bestellers, insbesondere also nicht vor der 

Beibringung der vom Besteller zu beschaffenden Unterlagen, Genehmigungen, Freigaben sowie vor 

Eingang einer vereinbarten Anzahlung.  

(3)  Die Lieferfrist ist eingehalten, wenn der Liefergegenstand bis zu ihrem Ablauf das Werk oder das 

Auslieferungslager verlassen hat oder die Versandbereitschaft mitgeteilt ist. Dies gilt nicht, wenn 

vertraglich eine Abnahme bedungen ist oder wenn eine Montageverpflichtung vereinbart ist. 

(4)  Die Lieferzeit verlängert sich – auch innerhalb eines Verzugs – angemessen bei Eintritt höherer 

Gewalt und allen unvorhersehbaren, nach Vertragsabschluss eintretenden Hindernissen, die wir nicht 
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zu vertreten haben, soweit solche Hindernisse nachweislich auf die Erbringung der geschuldeten 

Leistung von Einfluss sind. Das gilt auch dann, wenn diese Umstände bei Vorlieferanten eintreten. 

(5)  Beginn und Ende derartiger Hindernisse teilen wir dem Besteller baldmöglichst mit. Wenn die 

Behinderung länger als drei Monate dauert oder feststeht, dass sie länger als drei Monate dauern wird, 

können sowohl der Besteller als auch wir vom Vertrag zurücktreten. 

(6)  Das gesetzliche Rücktrittsrecht des Bestellers bleibt unberührt, setzt aber voraus, dass wir die 

Verzögerung zu vertreten haben. Der Besteller ist verpflichtet, auf Verlangen von uns innerhalb einer 

angemessenen Frist zu erklären, ob er nach Fristablauf wegen Verzögerung der Lieferung vom 

Vertrag zurücktritt und/oder Schadensersatz statt der Leistung bzw. Aufwendungsersatz verlangt oder 

auf der Lieferung besteht. 

(7)  Unabhängig von § 4.4 bleibt die richtige und rechtzeitige Selbstbelieferung stets vorbehalten. 

(8)  Wird der Versand auf Wunsch des Bestellers verzögert, so werden wir ihm – beginnend 1 Monat nach 

Anzeige der Versandbereitschaft – die durch die Lagerung entstandenen Kosten berechnen. Wir sind 

jedoch berechtigt, nach Setzung und Ablauf einer angemessenen Frist und nach einer 

entsprechenden Vorankündigung anderweitig über den Liefergegenstand zu verfügen und den 

Besteller mit angemessen verlängerter Frist zu beliefern. 

(9)  Gerät der Verkäufer mit  einfacher Fahrlässigkeit mit der Lieferung oder Leistung in Verzug, ist seine  

Haftung für den Schadensersatz wegen der Liefer- bzw. Leistungsverzögerung, der neben der 

Lieferung/ Leistung verlangt werden kann, für jede vollendete Woche des Verzugs auf 0,5 % des 

Liefer-/Leistungswertes, maximal jedoch auf 5 % des Liefer-/Leistungswertes begrenzt. Macht der 

Besteller in den genannten Fällen Schadensersatz statt der Lieferung bzw. Leistung geltend, ist dieser 

Schadenersatzanspruch auf 15 % des Liefer-/Leistungswertes begrenzt. Die Haftungsbegrenzung 

nach den vorstehenden Sätzen 1 und 2 gelten nicht bei einem Verzug infolge groben Verschuldens, 

ferner nicht bei einer Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit sowie bei einem Fixgeschäft, d. 

h. bei einem Geschäft, bei dem das Geschäft mit der Einhaltung der fest bestimmten Leistungszeit 

steht und fällt 

 

§ 5 Lieferung, Gefahrübergang und Versand 

(1)  Teillieferungen sind in zumutbarem Umfang zulässig. 

(2)  Mit der Übergabe an den Spediteur oder Frachtführer, spätestens jedoch mit dem Verlassen des 

Werkes oder des Auslieferungslagers, geht die Gefahr auf den Besteller über. Dies gilt auch dann, 

wenn frachtfreie Lieferung vereinbart ist. Der Versand erfolgt im Auftrag des Bestellers. 

(3)  Verzögert sich der Versand in Folge von Umständen, die der Besteller zu vertreten hat, so geht die 

Gefahr vom Tag der  Anzeige der Versandbereitschaft ab auf den Besteller über. Auf Wunsch des 

Bestellers wird die Sendung auf seine Kosten durch uns gegen Diebstahl, Bruch, Transport, Feuer- 

und Wasserschaden sowie gegen sonstige versicherbare Risiken versichert. Der Zeitpunkt des 

Gefahrübergangs nach § 5.2 bleibt hierdurch unberührt. 

§ 6 Eigentumsvorbehalt 

(1)  Der nachfolgend vereinbarte Eigentumsvorbehalt dient der Sicherung aller jeweils bestehenden 

derzeitigen und künftigen Forderungen des Verkäufers gegen den Käufer aus der zwischen den 

Vertragspartnern bestehenden Lieferbeziehung (einschließlich Saldoforderungen aus einem auf diese 

Lieferbeziehung beschränkten Kontokorrentverhältnis). 

(2)  Die vom Verkäufer an den Käufer gelieferte Ware bleibt bis zur vollständigen Bezahlung aller 

gesicherten Forderungen Eigentum des Verkäufers. Die Ware sowie die nach den nachfolgenden 

Bestimmungen an ihre Stelle tretende, vom Eigentumsvorbehalt erfasste Ware wird nachfolgend 

„Vorbehaltsware“ genannt. 

(3)  Der Käufer verwahrt die Vorbehaltsware unentgeltlich für den Verkäufer. 
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(4)  Der Käufer ist berechtigt, die Vorbehaltsware bis zum Eintritt des Verwertungsfalls (Absatz 9) im 

ordnungsgemäßen Geschäftsverkehr zu verarbeiten und zu veräußern. Verpfändungen und 

Sicherungsübereignungen sind unzulässig. 

(5)  Wird die Vorbehaltsware vom Käufer verarbeitet, so wird vereinbart, dass die Verarbeitung im Namen 

und für Rechnung des Verkäufers als Hersteller erfolgt und der Verkäufer unmittelbar das Eigentum 

oder – wenn die Verarbeitung aus Stoffen mehrerer Eigentümer erfolgt oder der Wert der verarbeiteten 

Sache höher ist als der Wert der Vorbehaltsware – das Miteigentum (Bruchteils Eigentum) an der neu 

geschaffenen Sache im Verhältnis des Werts der Vorbehaltsware zum Wert der neu geschaffenen 

Sache erwirbt. Für den Fall, dass kein solcher Eigentumserwerb beim Verkäufer eintreten sollte, 

überträgt der Käufer bereits jetzt sein künftiges Eigentum oder – im o.g. Verhältnis – Miteigentum an 

der neu geschaffenen Sache zur Sicherheit an den Verkäufer. Wird die Vorbehaltsware mit anderen 

Sachen zu einer einheitlichen Sache verbunden oder untrennbar vermischt und ist eine der anderen 

Sachen als Hauptsache anzusehen, so überträgt der Verkäufer, soweit die Hauptsache ihm gehört, 

dem Käufer anteilig das Miteigentum an der einheitlichen Sache in dem in Satz 1 genannten 

Verhältnis. 

(6)  Im Fall der Weiterveräußerung der Vorbehaltsware tritt der Käufer bereits jetzt sicherungshalber die 

hieraus entstehende Forderung gegen den Erwerber – bei Miteigentum des Verkäufers an der 

Vorbehaltsware anteilig entsprechend dem Miteigentumsanteil – an den Verkäufer ab. Gleiches gilt für 

sonstige Forderungen, die an die Stelle der Vorbehaltsware treten oder sonst hinsichtlich der 

Vorbehaltsware entstehen, wie zB. Versicherungsansprüche oder Ansprüche aus unerlaubter 

Handlung bei Verlust oder Zerstörung. Der Verkäufer ermächtigt den Käufer widerruflich, die an den 

Verkäufer abgetretenen Forderungen im eigenen Namen einzuziehen. Der Verkäufer darf diese 

Einzugsermächtigung nur im Verwertungsfall widerrufen. 

(7)  Greifen Dritte auf die Vorbehaltsware zu, insbesondere durch Pfändung, wird der Käufer sie 

unverzüglich auf das Eigentum des Verkäufers hinweisen und den Verkäufer hierüber informieren, um 

ihm die Durchsetzung seiner Eigentumsrechte zu ermöglichen. Sofern der Dritte nicht in der Lage ist, 

dem Verkäufer die in diesem Zusammenhang entstehenden gerichtlichen oder außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten, haftet hierfür der Käufer dem Verkäufer. 

(8)  Der Verkäufer wird die Vorbehaltsware sowie die an ihre Stelle tretenden Sachen oder Forderungen 

freigeben, soweit ihr Wert die Höhe der gesicherten Forderungen um mehr als 50 % übersteigt. Die 

Auswahl der danach freizugebenden Gegenstände liegt beim Verkäufer. 

(9)  Tritt der Verkäufer bei vertragswidrigem Verhalten des Käufers – insbesondere Zahlungsverzug – vom 

Vertrag zurück (Verwertungsfall), ist er berechtigt, die Vorbehaltsware heraus zu verlangen. 

 

§ 7 Sach- und Rechtsmängel 

(1)  Wir liefern gemäß den zum Lieferzeitpunkt gültigen und dokumentierten technischen Spezifikationen 

sowie anerkannten Regeln der Technik unter Beachtung der branchenüblichen Sorgfalt. Bei darüber 

hinaus gehenden anwendungstechnischen, rechtlichen oder behördlichen Anforderungen für den 

vorgesehenen Einsatzfall, liegt die Pflicht zur Prüfung dieser Anforderungen beim Besteller. Dieser 

weist uns auf die detaillierten Anforderungen hin.  

(2)  Sofern die Lieferung innerhalb der Verjährungsfrist einen Sachmangel aufweist, dessen Ursache 

bereits zum Zeitpunkt des Gefahrenübergangs vorlag, hat der Besteller Anspruch auf Nacherfüllung 

nach unserer Wahl durch Nachbesserung oder Nachlieferung.  

(3)  Schlägt die Nacherfüllung fehl, so ist der Besteller nach seiner Wahl berechtigt – unbeschadet 

etwaiger Schadensersatz- und Aufwendungsersatzansprüche gemäß § 8 – die Vergütung zu mindern 

oder – sofern unsere Pflichtverletzung wesentlich ist – vom Vertrag zurückzutreten. 

(4)  Voraussetzung für unsere Haftung für Mängel ist, dass keine der folgenden Umstände vorliegen: 

- Maßabweichungen und Fertigungstoleranzen innerhalb von Spezifikationen, Datenblätter etc.,  

gewöhnliche Alterungs-, Abnutzungs- oder Verschleißerscheinungen, welche sich insbesondere aus den 

jeweiligen technischen Datenblättern ergeben, ungeeignete oder unsachgemäße Verwendung, fehlerhafte 
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Montage bzw. Inbetriebsetzung durch den Besteller oder Dritte, natürliche Abnutzung (Verschleiß), 

fehlerhafte oder nachlässige Behandlung, ungeeignete Betriebsmittel, Austauschwerkstoffe, mangelhafte 

Bauarbeiten, chemische, elektrochemische oder elektrische Einflüsse. 

 

- der Besteller seinen gesetzlich geschuldeten Untersuchungs- und Rügeobliegenheiten ordnungsgemäß 

nachgekommen ist. Mängel sind insoweit unter Angabe deren Art und Umfang innerhalb von 10 Tagen 

nach Eingang des Liefergegenstandes am Bestimmungsort oder, wenn diese bei ordnungsgemäßer 

Untersuchung nicht erkennbar waren, innerhalb von 10 Tagen nach deren Entdeckung schriftlich zu rügen 

und im Detail zu substantiieren.  

(5)  Zur Vornahme aller uns nach billigem Ermessen notwendig erscheinenden Ausbesserungen und 

Ersatzlieferungen hat der Besteller, nach Verständigung mit uns, die erforderliche Zeit und 

Gelegenheit zu geben. Andernfalls sind wir von den Schadensfolgen freigestellt, die deswegen 

eintreten, weil der Besteller uns nicht die erforderliche Zeit und Gelegenheit gegeben hat, die 

notwendigen Mangelbeseitigungsmaßnahmen bzw. Ersatzlieferungen vorzunehmen. 

(6)  Die Verjährungsfrist für Sachmängelansprüche beträgt - soweit gesetzlich zulässig- ein Jahr. 

Rückgriffsansprüche des Bestellers gegen uns bestehen nur insoweit, als der Besteller mit seinem 

Abnehmer keine über die gesetzlichen Mängelansprüche hinausgehenden Vereinbarungen getroffen 

hat. Für den Umfang des Rückgriffsanspruchs gilt § 7.2 Satz 2 entsprechend. Wird der Besteller 

wegen eines Mangels des neu hergestellten Liefergegenstandes in Anspruch genommen, ist er 

verpflichtet, uns unverzüglich hiervon zu informieren. Er hat seine Abnehmer entsprechend zu 

verpflichten, sofern diese Unternehmer sind. Wir behalten uns vor, die vom Abnehmer gegenüber dem 

Besteller geltend gemachten Ansprüche im Wege des Selbsteintritts zu erfüllen. In diesem Fall gilt die 

Erfüllung der Ansprüche des Abnehmers als Erfüllung etwaiger Ansprüche des Bestellers. 

(7)  Bei Mängeln von Bauteilen anderer Hersteller, die der Verkäufer aus lizenzrechtlichen oder 

tatsächlichen Gründen nicht beseitigen kann, wird der Verkäufer nach seiner Wahl seine 

Gewährleistungsansprüche gegen die Hersteller und Lieferanten für Rechnung des Auftraggebers 

geltend machen oder an den Auftraggeber abtreten. Gewährleistungsansprüche gegen den Verkäufer 

bestehen bei derartigen Mängeln unter den sonstigen Voraussetzungen und nach Maßgabe dieser 

Allgemeinen Lieferbedingungen nur, wenn die gerichtliche Durchsetzung der vorstehend genannten 

Ansprüche gegen den Hersteller und Lieferanten erfolglos war oder, beispielsweise aufgrund einer 

Insolvenz, aussichtslos ist. Während der Dauer des Rechtsstreits ist die Verjährung der betreffenden 

Gewährleistungsansprüche des Auftraggebers gegen den Verkäufer gehemmt. 

(8)  Die Gewährleistung entfällt, wenn der Auftraggeber ohne Zustimmung des Verkäufers den 

Liefergegenstand ändert oder durch Dritte ändern lässt und die Mängelbeseitigung hierdurch 

unmöglich oder unzumutbar erschwert wird. In jedem Fall hat der Auftraggeber die durch die Änderung 

entstehenden Mehrkosten der Mängelbeseitigung zu tragen. 

(9)  Eine im Einzelfall mit dem Auftraggeber vereinbarte Lieferung gebrauchter Gegenstände erfolgt unter 

Ausschluss jeglicher Gewährleistung für Sachmängel. 

(10)  Erfolgt die Mängelrüge zu Unrecht, sind wir berechtigt, die uns entstandenen Aufwendungen vom 

Besteller ersetzt zu verlangen. 

 

§ 8 Schadensersatz- und Aufwendungsersatzansprüche 

(1)  Die Haftung des Verkäufers auf Schadensersatz, gleich aus welchem Rechtsgrund, insbesondere aus 

Unmöglichkeit, Verzug, mangelhafter oder falscher Lieferung, Vertragsverletzung, Verletzung von 

Pflichten bei Vertragsverhandlungen und unerlaubter Handlung ist, soweit es dabei jeweils auf ein 

Verschulden ankommt, nach Maßgabe dieses § 8 eingeschränkt. 

(2)  Der Verkäufer haftet nicht im Falle einfacher Fahrlässigkeit seiner Organe, gesetzlichen Vertreter, 

Angestellten oder sonstigen Erfüllungsgehilfen, soweit es sich nicht um eine Verletzung 

vertragswesentlicher Pflichten handelt. Vertragswesentlich sind die Verpflichtung zur rechtzeitigen 

Lieferung und Installation des Liefergegenstands, dessen Freiheit von Mängeln, die seine 

Funktionsfähigkeit oder Gebrauchstauglichkeit mehr als nur unerheblich beeinträchtigen, sowie 
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Beratungs-, Schutz- und Obhutspflichten, die dem Auftraggeber die vertragsgemäße Verwendung des 

Liefergegenstands ermöglichen sollen oder den Schutz von Leib oder Leben von Personal des 

Auftraggebers oder den Schutz von dessen Eigentum vor erheblichen Schäden bezwecken. 

(3)  Soweit der Verkäufer gemäß § 8 (2) dem Grunde nach auf Schadensersatz haftet, ist diese Haftung 

auf Schäden begrenzt, die der Verkäufer bei Vertragsschluss als mögliche Folge einer 

Vertragsverletzung vorausgesehen hat oder die er bei Anwendung verkehrsüblicher Sorgfalt hätte 

voraussehen müssen. Mittelbare Schäden und Folgeschäden, die Folge von Mängeln des 

Liefergegenstands sind, sind außerdem nur ersatzfähig, soweit solche Schäden bei 

bestimmungsgemäßer Verwendung des Liefergegenstands typischerweise zu erwarten sind. 

(4)  Im Falle einer Haftung für einfache Fahrlässigkeit ist die Ersatzpflicht des Verkäufers für Sachschäden 

und daraus resultierende weitere Vermögensschäden jedenfalls auf einen Betrag von EUR 3.000.000 

je Schadensfall beschränkt, auch wenn es sich um eine Verletzung vertragswesentlicher Pflichten 

handelt. 

(5)  Die vorstehenden Haftungsausschlüsse und -beschränkungen gelten in gleichem Umfang zugunsten 

der Organe, gesetzlichen Vertreter, Angestellten und sonstigen Erfüllungsgehilfen des Verkäufers. 

(6)  Soweit der Verkäufer technische Auskünfte gibt oder beratend tätig wird und diese Auskünfte oder 

Beratung nicht zu dem von ihm geschuldeten, vertraglich vereinbarten Leistungsumfang gehören, 

geschieht dies unentgeltlich und unter Ausschluss jeglicher Haftung. 

(7)  Die Einschränkungen dieses § 8 gelten nicht für die Haftung des Verkäufers wegen vorsätzlichen 

Verhaltens, für garantierte Beschaffenheitsmerkmale, wegen Verletzung des Lebens, des Körpers 

oder der Gesundheit oder nach dem Produkthaftungsgesetz. 

 

§ 9 Anwendungstechnische Hinweise 

(1)  Unsere Gebrauchsanweisungen stellen nur allgemeine Richtlinien dar. Wegen der Vielfalt der 

Verwendungszwecke des einzelnen Produktes und wegen der jeweiligen besonderen Gegebenheit 

obliegt dem Besteller die eigene Erprobung. 

(2)  Bei anwendungstechnischer Unterstützung des Bestellers durch uns trägt der Besteller das Risiko des 

Gelingens seines Werkes. Etwaige Ansprüche des Bestellers gemäß § 8 bleiben unberührt. 

 

§ 10 Erfüllungsort, Gerichtsstand und anwendbares Recht 

(1)  Erfüllungsort für die Lieferung ist das Herstellerwerk bzw. unser Auslieferungslager. Erfüllungsort für 

die Zahlung ist unser Geschäftssitz. 

(2)  Gerichtsstand ist Donaueschingen. 

(3)  Für diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen und die gesamten Rechtsbeziehungen zwischen uns 

und dem Besteller gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des UN-

Kaufrechts. 

 

§ 11 Salvatorische Klausel / Datenspeicherung 

(1)  Soweit der Vertrag oder diese Allgemeinen Verkaufsbedingungen Regelungslücken enthalten, gelten 

zur Ausfüllung dieser Lücken diejenigen rechtlich wirksamen Regelungen als vereinbart, welche die 

Vertragspartner nach den wirtschaftlichen Zielsetzungen des Vertrages und dem Zweck dieser 

Allgemeinen Verkaufsbedingungen vereinbart hätten, wenn sie die Regelungslücke gekannt hätten. 

(2)  Der Besteller nimmt davon Kenntnis, dass der Verkäufer Daten aus dem Vertragsverhältnis nach § 28 

Bundesdatenschutzgesetz zum Zwecke der Datenverarbeitung speichert und sich das Recht 

vorbehält, die Daten, soweit für die Vertragserfüllung erforderlich, Dritten (zB. Versicherungen) zu 

übermitteln. 
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Ergänzung zu den allgemeinen Lieferbedingungen der   

Firma Nottebohm, Donaueschingen  

- Montagebedingungen – 

Stand August 2016  

 

§ 1 Allgemeines, Geltungsbereich 

(1)  Unsere Montagebedingungen gelten vorrangig bei der Übernahme von Montagen und im Übrigen  

ergänzend zu unseren allgemeinen Lieferbedingungen  gegenüber  Personen, die bei Abschluss des 

Vertrags in Ausübung ihrer gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit handeln 

(„Unternehmer“) sowie gegenüber juristischen Personen des öffentlichen Rechts und öffentlich-

rechtlichen Sondervermögen. Für die reine Lieferung von Produkten gelten unsere Allgemeinen 

Verkaufsbedingungenen, auf welche ausdrücklich Bezug genommen wird. 

(2)  Entgegenstehende oder von unseren Montagebedingungen abweichende Allgemeine 

Geschäftsbedingungen des Bestellers erkennen wir nicht an, es sei denn, wir hätten ausschließlich 

schriftlich ihrer Geltung zugestimmt. 

 

§ 2 Montagepreis und Zahlungsbedingungen 

(1)  Die Montage wird nach Zeit abgerechnet, sofern nicht ausdrücklich ein Pauschalpreis vereinbart ist. 

Reise- und Wartezeiten gelten als Arbeitszeit. 

(2)  Der Besteller hat dem Montageleiter bei Abschluss der Arbeiten, bei mehrtägiger Montage täglich, die 

Arbeitszeit und Arbeitsleistung zu bescheinigen. Wir legen der Rechnungsstellung die Angaben unserer 

Monteure zugrunde. 

(3)  Der Montagepreis ist mit Zugang unserer Rechnung zur Zahlung fällig. Zahlungen sind ohne Abzug auf 

unser Konto zu leisten. Es gelten ferner die Regelungen in § 3 Ziffer 4 ff unserer allgemeinen 

Lieferbedingungen.  

(4)  Unsere Monteure und Vertreter sind zur Entgegennahme von Zahlungen nicht berechtigt. 

(5) Wir behalten uns vor, auf die vereinbarten Stundensätze einen Aufschlag von bis zu 10% zu erheben, 

wenn 

-  der Montagebereich stark verschmutzt ist 

-  der Monteur großer Staubentwicklung und hohen Temperaturen ausgesetzt ist 

-  die Montagetätigkeit auf Gerüsten o.ä. ab 2m Höhe vorgenommen werden soll 

-  die Arbeiten unter besonderen Schutz-/sicherheitsbedingungen durchgeführt werden müssen. 

 

§ 3 Leistungsumfang 

(1) Die von uns geschuldete Montageleistung erstreckt sich - soweit nicht etwas anderes vereinbart ist – auf 

die Montage der von uns gelieferten Produkte. 

 

(2) Von der Montageleistung nicht umfasst, jedoch einzelvertraglich vereinbar, sind die Demontage von 

Maschinen oder Teilen davon, Reinigungs- und sonstige Vorbereitungsarbeiten, die Wiedermontage der 

Maschinen nach Abschluss der vertraglichen Montageleistung und die Bedienung der Maschinen beim 

Probelauf. 
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(3) Änderungen in der Durchführung der Montage (Zeitpunkt, Dauer, Umfang) gegenüber zuvor getroffenen 

Vereinbarungen sind uns vom Besteller vor Montagebeginn schriftlich anzuzeigen und mit uns 

abzustimmen. 

 

§ 4 Montagefrist und Montageverzögerungen 

(1)  Es können unverbindliche Montagetermine oder verbindliche Montagefristen vereinbart werden. 

(2) Ist die Einhaltung einer verbindlichen Montagefrist vereinbart, so ist die Frist eingehalten, wenn bis zu 

ihrem Ablauf die Durchführung eines Probelaufs durch den Besteller möglich ist. 

(3)  Ist die Nichteinhaltung der Montagefrist auf außerhalb unseres Einflussbereichs liegende Umstände 

zurückzuführen, verlängert sich die Montagefrist angemessen. Dies gilt auch, falls wir mit der 

Erbringung der Montage in Verzug sein sollten. Kosten, die auf einer von uns nicht zu vertretenden 

Verzögerung der Montage beruhen, insbesondere Wartezeiten und zusätzlich erforderliche Reisen 

unserer Monteure trägt der Besteller. 

 

§ 5 Mitwirkung des Bestellers 

(1) Der Besteller hat unseren Monteuren Zugang zum Montageort zu gewähren. Er hat alle Vorarbeiten am 

Montageort und alle nachfolgend beschriebenen Mitwirkungspflichten so rechtzeitig zu erbringen, dass 

unsere Monteure nach dem vereinbarungsgemäßen Eintreffen beim Besteller unverzüglich und ohne 

Behinderung mit der Montage beginnen und diese ohne Verzögerungen beenden können. 

 

(2) Der Besteller hat die angeforderten Hilfskräfte bereitzustellen, entsprechend den gesetzlichen 

Bestimmungen zu versichern und die Kosten für die Hilfskräfte sowie für alle übrigen 

Mitwirkungshandlungen zu übernehmen. Die Hilfskräfte haben die Weisungen unseres Montageleiters 

zu befolgen. Für die Hilfskräfte übernehmen wir keine Haftung. Für Mängel oder Schäden, die aufgrund 

von Weisungen des Montageleiters durch die Hilfskräfte entstehen, haften wir nach den unter Ziff. 8 

vereinbarten Gewährleistungsbestimmungen. 

 

(3) Der Besteller hat die zum Schutz von Personen und Sachen am Montageort notwendigen Maßnahmen 

zu treffen und unseren Montageleiter rechtzeitig vor Montagebeginn über bestehende spezielle 

Sicherheitsvorschriften zu unterrichten, soweit diese für das Montagepersonal von Bedeutung sind. Der 

Besteller führt die nötigen Sicherheitsbelehrungen durch und benachrichtigt uns über Verstöße des 

Montagepersonals gegen solche Sicherheitsvorschriften. 

 

(4) Der Besteller hat die erforderlichen Vorrichtungen (Hebebühnen, Gabelstapler, Gerüste, etc.) sowie 

elektrische Anschlüsse, Beleuchtung, Wasser und Heizung zur Verfügung zu stellen. 

 

(5) Einen vereinbarten Probelauf führt der Besteller im Beisein unseres Montageleiters durch. 

 

(6) Der Besteller ist verpflichtet - sofern erforderlich - Genehmigungen für Sonn- und Feiertagsarbeiten 

einzuholen. 

 

§ 6 Abnahme und Gefahrtragung 

(1) Der Besteller ist zur Abnahme der Montage verpflichtet, sobald ihm die Beendigung der Montage 

angezeigt und - sofern vertraglich vereinbart - ein Probelauf durchgeführt worden ist. 
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(2)  Die Gefahr des zufälligen Untergangs oder einer Verschlechterung des Werks geht mit Beendigung der 

Montage, dem Abschluss des Probelaufs (sofern vertraglich vereinbart) spätestens jedoch mit der 

Abnahme auf den Besteller über. 

(3)  Soweit eine Abnahme stattzufinden hat, gilt die Montageleistung als abgenommen, wenn 

 

• die Montage abgeschlossen ist und - sofern vertraglich vereinbart - ein Probelauf durchgeführt 

worden ist, 

• wir dies dem Besteller unter Hinweis auf die Abnahmefiktion nach diesem § 6 (2) mitgeteilt und 

ihn zur Abnahme aufgefordert haben, 

• seit der Lieferung oder Montage [zwölf] Werktage vergangen sind oder der Besteller mit der 

Nutzung des Montagegegenstands begonnen hat (z. B. die gelieferte Anlage in Betrieb 

genommen hat) und in diesem Fall seit Lieferung oder Montage [sechs] Werktage vergangen sind 

und 

• der Besteller  die Abnahme innerhalb dieses Zeitraums aus einem anderen Grund als wegen 

eines uns gegenüber angezeigten Mangels, der die Nutzung der Kaufsache unmöglich macht 

oder wesentlich beeinträchtigt, unterlassen hat. 

 

(4) Die Regelung des § 640 Abs.1 Satz 3 BGB bleibt hiervon unberührt. 

 

(5) Soweit das Werk vor der Abnahme durch höhere Gewalt, Krieg oder Aufruhr oder sonstige von uns 

nicht zu vertretende Umstände beschädigt oder zerstört wird, hat der Besteller den für die  

geleistete Arbeit entsprechenden Teil der Vergütung sowie Ersatz der in dem Teil nicht enthaltenen 

Auslagen zu erstatten. 

 

(6) Kann die Montage aus von uns nicht zu vertretenden Gründen nicht oder nicht vollständig erbracht 

werden, hat der Besteller die von uns bereits erbrachte Leistungen zu vergüten sowie entstandenen 

Aufwand zu ersetzen. 

 

§ 7  Mängelansprüche 

(1) Der Besteller hat uns einen festgestellten Mangel unverzüglich anzuzeigen. Bei berechtigter und 

fristgemäßer Mängelanzeige beseitigen wir den Mangel im Wege der Nacherfüllung. 

 

(2) Wir sind berechtigt, nach den gesetzlichen Bestimmungen eine Nacherfüllung zu verweigern. Im Falle 

der Verweigerung der Nacherfüllung, ihres Fehlschlagens oder ihrer Unzumutbarkeit für den Besteller ist 

dieser zur Minderung (Herabsetzung der Vergütung) berechtigt. Nur wenn die Montage trotz der 

Minderung für den Besteller nachweisbar ohne Interesse ist, kann der Besteller von dem Vertrag 

zurücktreten. Für etwaige Schadensersatzansprüche und Aufwendungsersatzansprüche des Bestellers 

gelten die Bestimmungen in § 8 unserer allgemeinen Lieferbedingungen. 

 

(3) Der Besteller hat nur in dringenden Fällen der Gefährdung der Betriebssicherheit und zur Abwehr 

unverhältnismäßig großer Schäden nach erfolglosem Ablauf einer von ihm zur Nacherfüllung 

bestimmten angemessenen Frist das Recht den Mangel selbst zu beseitigen oder durch Dritte 

beseitigen zu lassen und von uns Ersatz der erforderlichen Aufwendungen zu verlangen. 

 

(4) Mängelrechte stehen dem Besteller nicht zu, wenn ohne unsere Zustimmung Eingriffe oder Änderungen 

an der Montage vorgenommen wurden, es sei denn, der Besteller weist nach, dass der Mangel nicht 

durch diese Eingriffe oder Änderungen verursacht wurde. 
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(5) Die Verjährungsfrist für Sachmängelansprüche beträgt - vorbehaltlich Satz 2 - ein Jahr. Bei einer von 

uns zu vertretenden Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit sowie in den Fällen des Vorsatzes 

und der groben Fahrlässigkeit beträgt die Verjährungsfrist für Sachmängelansprüche zwei Jahre.  

 

 

§ 8  Salvatorische Klausel 

Soweit der Vertrag oder diese Allgemeinen Verkaufsbedingungen Regelungslücken enthalten, gelten 

zur Ausfüllung dieser Lücken diejenigen rechtlich wirksamen Regelungen als vereinbart, welche die 

Vertragspartner nach den wirtschaftlichen Zielsetzungen des Vertrages und dem Zweck dieser 

Allgemeinen Verkaufsbedingungen vereinbart hätten, wenn sie die Regelungslücke gekannt hätten. 

 

  


